Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 127$ 


Bönn, den 31. Jnli 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Einrichtung 
eines Bundeskrimin al polizeiamtes 
(Bundeskriminal amtes) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage in seiner Sitzung am 
16. Juni 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung 
genommen und die in der Anlage 2 beigefügten Änderungen vor- 
geschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ergibt sich aus der Anlage 3. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


fetmctesr^publik Deutschland 
Öer Bundeskanzler 
BK 1453/50 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonti 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes 
(Bundeskriminalamtes) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der Bund errichtet ein Bundeskriminalamt zur 
Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in der 
Kriminalpolizei. Seine Aufgabe ist die Bekämpfung 
des gemeinen Verbrechers, soweit er sich über das 
Gebiet eines Landes hinaus betätigt oder voraus- 
sichtlich betätigen wird. 

§ 2 

Das Bundeskriminalamt hat 

1. alle Nachrichten und Unterlagen für die kri- 
minalpolizeiliche Verbrechensbekämpfung und 
die Verfolgung strafbarer Handlungen zu 
sammeln und auszuwerten, soweit die Nach- 
richten und Unterlagen nicht eine lediglich auf 
den Bereich eines Landes begrenzte Bedeutung 
haben; 

2. die Behörden der Lander über die sie betreffen- 
den Nachrichten und die in Erfahrung ge- 
brachten Zusammenhänge strafbarer Handlun- 
gen zu unterrichten; 

3. nachriditen- und erkennungsdienstliche sowie 
kriminaltechnische Einrichtungen zu unter- 
halten; 

4 . strafbare Handlungen unter den Voraussetzun- 
gen des § 4 Absatz 2 selbst zu verfolgen. 

§ 3 

(1) Zur Sicherung der Zusammenarbeit des Bun- 
des und der Länder sind die Länder verpflichtet, 
für ihren Bereich zentrale Dienststellen der Kri- 
minalpolizei (Landeskriminalämter) zu unter- 
halten. Diese haben dem Bundeskriminalamt die 
zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Nach- 
richten und Unterlagen zu übermitteln. 

(2) Mehrere Länder können ein gemeinsames 
Landeskriminalamt im Sinne von Absatz 1 unter- 
halten. 
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S 4 

(1) Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung 
und die Verfolgung strafbarer Handlungen bleiben 
Sache der Lander. 

(2) Das Bundeskriminalamt verfolgt jedoch eine 
strafbare Handlung selbst, wenn 

a) eine zuständige Landesbehörde darum er- 
sucht oder 

b) ein Land ihre wirksame Verfolgung ablehnt 
oder 

c) der Bundesminister des Innern es aus schwer- 
wiegenden Gründen anordnet. 

(3) Die Landesregierung ist unverzüglich zu be- 
nachrichtigen, wenn das Bundeskriminalamt die 
Verfolgung einer strafbaren Handlung selbst über- 
nimmt. 

(4) In den Fällen des Absatz 2 kann das Bundes- 
kriminalamt den zuständigen kriminalpolizeilichen 
Dienststellen in den Ländern Weisungen für die 
Zusammenarbeit geben. 


§ 5 

(1) Vollzugsbeamte des Bundeskriminalamtes, die 
einen schriftlichen Ermittlungsauftrag besitzen, 
können in den Fällen des § 4 Absatz 2 im ganzen 
Bundesgebiet Amtshandlungen vornehmen; sie sind 
insoweit Hilfsbeamte der zuständigen Staatsanwalt- 
schaft. Sie sollen zu ihren Ermittlungen tunlichst 
Beamte der örtlich zuständigen Polizeidienststellen 
hinzuziehen. 

(2) Die örtlich zuständigen Polizeidienststellen 
stellen dem Beamten des Bundeskriminalamtes, der 
eine Ermittlung leitet, die zu seiner Unterstützung 
erforderlichen Dienstkräfte und die vorhandenen 
nachrichten- und erkennungsdienstlichen sowie 
kriminaltechnischen Einrichtungen nebst deren Be- 
dienungspersonal zur Verfügung. 

(3) Die Zuständigkeit für die Ausübung der 
Dienstaufsicht bleibt unverändert. 

§6 

(1) Die polizeilichen Dienststellen der Länder 
geben dem Bundeskriminalamt in Fallen seiner Zu- 
ständigkeit sowie den von ihm gemäß §§ 4 und 5 
entsandten Beamten Auskunft und gewähren Ak- 
teneinsicht. 

(2) Die Landeskriminarämter (§ 3) benachrich- 
tigen das Bundeskriminalamt unverzüglich von 
Festnahme, Entlassung und Flucht aus polizei- 
lichem Gewahrsam sowie von Verurteilung, Straf - 
antritt und Strafende solcher Verbrecher, deren 
Tätigkeit sich über das Gebiet eines Landes aus- 
dehnt oder voraussichtlich ausdehnen wird. 
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(3) Den Justizbehörden obliegt dieselbe Mit- 
teilungspflicht gegenüber dem Landeskriminalamt, 
bei vorzeitiger Entlassung und bei Flucht aus ge- 
richtlicher Haft auch unmittelbar gegenüber dem 
Bundeskriminalamt. 


§ 7 

Der zur Durchführung der Bekämpfung inter- 
nationaler gemeiner Verbrecher notwendige Dienst- 
verkehr mit ausländischen Polizei- und Justiz- 
behörden ist dem Bundeskriminalamt Vorbehalten. 
Für die Grenzgebiete können auf Grund von Ver- 
einbarungen des Bundesministers des Innern mit 
den Landeszentralbehörden Ausnahmen zugelassen 
werden. 


§ 8 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungs Vorschriften werden 
durch die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen. 


§ 9 

Das Reichskriminalpolizeigesetz vom 21. Juli 
1922 (RGBl. S. 593) wird aufgehoben. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 



Begründung 


A. Allgemeines 

Die moderne Verbrechensbekämpfung geht weitgehend von der 
Unterscheidung zwischen Gelegenheits- und Berufs- 
(oder Gewohnheits-) Verbrecher aus. 

I. Während der Gelegenheits Verbrecher vorwiegend durch 
äußere Umstände in Versuchung geführt wird, fast stets örtlich 
gebunden ist und in der Regel nur ein oder wenige Male straf- 
fällig wird, sucht der B e r u f s Verbrecher aus seiner Veran- 
lagung heraus die Gelegenheit zum Verbrechen, wo er sie findet. 
Er spezialisiert sich dabei in der Regel nicht nur auf 
bestimmte Verbrechensarten, sondern auch auf eine in ihren 
Einzelheiten immer wiederholte Ausführungsweise seines De- 
liktes. Er beharrt hierin, sogenannte Perseveranz. Von 
den Fesseln der bürgerlichen Existenz gelöst, lebt er seinen Trie- 
ben und ist örtlich nicht gebunden. Er sucht die Großstädte zum 
Untertauchen und zur Aufnahme von Hehlerverbindungen. Er 
betätigt sich als reisender Verbrecher interlokal. 

II. Demgegenüber steht die Organisation der Polizei. 
Ihre Tätigkeit beschränkt sich grundsätzlich auf den Bereich 
ihrer örtlichen Zuständigkeit. Was sich in anderen 
Polizeibezirken abspielt, gelangt in seinen Einzelheiten selten 
und meistens mehr zufällig zur Kenntnis der anderen Polizei- 
behörden. Hieraus zieht gerade der gefährlichste Rechts- 
brecher, der reisende und interlokale Berufsverbrecher, seinen 
Hauptvorteil, um seine Spuren zu verwischen und die Auf- 
deckung seiner an der gleichartigen Anlage erkennbaren Ver- 
brechen zu erschweren. 

III. Die Herausarbeitung dieses typischen Bildes zwingt für die 
praktische Bekämpfung des Verbrechertums zu folgenden 
Schlüssen: 

1 . Spezialisierung und Perseveranz der Berufsverbrecher erfor- 
dern die Ausbildung von Kriminalbeamten mit Spezial- 
kenntnissen. Es muß dabei genügendes Vergleichsmaterial zur 
Verfügung stehen, um erfolgreich arbeiten zu können. 

2. Die Betätigung des nicht auf bestimmte Landes- 
gebiete beschränkten Verbrechertums und die Begehung 
von Straftaten, die ihrer Natur nach überlokalen 
Charakter tragen, verlangen eine einheitliche, durch 
Bezirksgrenzen nicht gebundene kriminalpolizeiliche Be- 
kämpfung. 

3. Die Organisation der Verbrechensbekämpfung muß zum 
mindesten ein Gebiet umfassen, in dem der reisende Ver- 
brecher im allgemeinen ungehindert schweifen kann; das ist 
das seiner Sprache und seines Staatsverbandes. 

IV. So ergibt sich für das Bundesgebiet die Forderung nach einem 
räumlich dreigestuften S y s tem der Ver- 
brechensbekämpfung: 

1. in der Ortsebene. Der ortsgebundene Gelegenheitstäter bleibt 
der Verfolgung durch die Ortspolizeibehörde überlassen; 
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2. in der Landesebene. Nachrichten über interlokaleVer- 
bredier, die erfahrungsgemäß nur innerhalb des Lan- 
des tätig werden, in dem sie wohnen, laufen bei den Landes- 
kriminalpolizeiämtern zusammen und werden dort aus- 
gewertet; 

3. in der Bundesebene. Die kriminalpolizeilichen Nach- 
richten über alle anderen Rechtsbrecher, insbesondere die 
„r*e isendenVerbreche r“, einschließlich der inter- 
nationalen, faßt das Bundeskriminalamt zusammen und 
wertet sie aus. Die Ergebnisse dieser Auswertung werden den 
Landeskriminalpolizeiämtern und bei Gefahr im Verzüge 
auch den örtlichen Polizeidienststellen unmittelbar zur Ver- 
fügung gestellt. 

V. Die Erfüllung dieser Forderung bis zur obersten Stufe ist vor- 
dringlich. Es ist Erfahrungstatsache, daß nach jedem Kriege die 
schwere Kriminalität in allen von ihm berührten Ländern an- 
steigt. Hinzu kommt für das Bundesgebiet, daß die Wieder- 
herstellung der Freizügigkeit, die Aufhebung des Kartensystems, 
die Ländergrenzen und die Errichtung der Ostzone einen starken 
Anreiz auf den Gewohnheitsverbrecher ausüben, sich reisend 
und interlokal zu betätigen. Das Bundeskriminalpolizeiamt 
(Bundeskriminalamt) ist die Stelle, die die Lücke in der Ver- 
brechensbekämpfung auf der Bundesebene schließen soll. 


B. Erläuterungen der einzelnen Vorschriften 

des Entwurfs 

Zu § 1: 

§ 1 bestimmt den allgemeinen Umkreis der Aufgaben des Bundes- 
kriminalamtes im engen Anschluß an den Wortlaut des Artikels 73 
Ziffer 10 des Grundgesetzes. 

Den Verbrecher, der sich zwar außerhalb seines Wohnsitzes (inter- 
lokal) aber nicht außerhalb seines Landes (reisender Verbrecher) be- 
tätigt oder voraussichtlich betätigen wird, will das Bundeskriminal- 
amt nicht bekämpfen. Das ist Sache des zuständigen Landes- 
kriminalamtes. 

Innerhalb seiner Zuständigkeit verfolgt das Bundeskriminal- 
amt jeden, der in einem konkreten Fall den Tatbestand einer 
strafbaren Handlung verwirklicht hat. Vorbeugend bekämpft 
es nur den gemeinen, nicht aber den sogenannten politischen Ver- 
brecher. 

Zu § 2: 

§ 2 Absatz 1 gibt nur den Rahmen für die verschiedenen Aufgaben- 
zweige, in denen das Bundeskriminalamt tätig werden soll. Die Auf- 
zählung der einzelnen Aufgaben im Gesetz empfiehlt sich nicht. Sie 
ist zweckmäßig den Durchführungsvorschriften vorzubehalten. Als 
besonders vordringliche Einzelaufgaben seien u. a. genannt: 

a) Die Führung einer zentralen Fahndungskartei, . 

b) die Herausgabe eines Kriminalpolizeiblattes für Ausschreibungen 
aller Art, 

c) die Anlage eines Fahndungsbuches und eines Steckbriefregisters, 

d) die Aufstellung einer nach einheitlichen Gesichtspunkten im ge- 
samten Bundesgebiet geführten kriminalpolizeilichen Statistik. 
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Die Fassung der Ziffer 1 des Absatzes 1 will sowohl die vorbeugende 
— mit der vorgenannten Einschränkung auf den gemeinen Ver- 
brecher — wie die verfolgende kriminalpolizeiliche Tätigkeit des 
Bundeskriminalamtes zum Ausdruck bringen. 

Unter nachrichtentechnischen Einrichtungen (Absatz 1 Ziffer 3) 
werden sowohl Nachrichtensammeleinrichtungen wie die Mittel hier- 
zu verstanden. Die Aufgaben des Bundeskriminalamtes bedingen, 
daß es eigene Fernmeldeanlagen besitzen oder an solche unmittelbar 
angeschlossen sein muß. 

(§ 2 Absatz 2) Nachrichtensammel- usw. Einrichtungen, die mehr 
als ein Land umfassen, gibt es abgesehen von dem im zukünftigen 
Bundeskriminalamt auf gehenden Kriminalamt für die Britische Zone 
(in Hamburg) nicht. Jede Dezentralisierung solcher Einrichtungen 
widerspricht dem Gedanken der Errichtung eines Bundeskriminal- 
amtes, verteuert und verlangsamt den Arbeitsgang. Jedem Lande 
steht der Ausbau einer ihm für seinen Bereich besonders notwendig 
erscheinenden Nachrichtensammeleinrichtung frei. 

Zu § 3: 

§ 3 stellt in den Ländern die Einrichtungen sicher, die die Voraus- 
setzung für eine ineinandergreifende Zusammenarbeit des Bundes- 
kriminalamtes mit den Ländern bilden. Aus Gründen der Kosten- 
ersparnis ist im Absatz 2 die Möglichkeit vorgesehen, Nachrich- 
tensammel- und Auskunftseinrichtungen für 
mehrere Länder zusammenzufassen. Das bedeutet aber nicht, Polizei- 
k r ä f t e mehrerer Länder „zusammenzulegen oder zu vereinigen T 
was im Widerspruch zu Ziffer 2d des sogenannten Polizeibriefes 
der Alliierten Hohen Kommission vom 21. September 1949 stenm 
könnte. 

Zu § 4: 

Absatz 1 

stellt fest, daß auch nach Errichtung des Bundeskriminalamtes 
grundsätzlich an der Zuständigkeit der Länder zur vorbeugenden 
Verbrechensbekämpfung und zur Verfolgung strafbarer Handlungen 
nichts geändert wird. Die Arbeit des Bundeskriminalamtes ist nicht 
gerichtet auf eine Zentralisation der Exekutive, sondern auf die der 
Kriminaltaktik, soweit sie der Bekämpfung des interlokalen und 
reisenden Verbrechertums dient. 

Absatz 2 

Das in Artikel 73 Ziffer 10 vorgesehene Bundeskriminalamt ist 
anders als die in Artikel 87 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes vor- 
gesehenen Behörden in seinen Befugnissen nicht auf die Sammlung 
von Nachrichten beschränkt. Es ist deshalb echte Exekutivbehörde. 

Z u c) 

Abgesehen von den Fällen zu a) und b) ist ein Eingreifen dieser 
Bundesoberbehörde an eine Anordnung des Bundesministers des 
Innern als seiner Vorgesetzten Behörde gebunden. Diese Bestimmung 
ist im Interesse der Länder getroffen, denn der anordnende Minister 
hat, anders als bei Anordnung durch die Bundesoberbehörde, sich 
gegebenenfalls dem Parlament gegenüber zu verantworten. 

Absatz 4 

Die hier dem Bundeskriminalamt eingeräumte Weisungsbefugnis 
an die Dienststellen der Länder für die Zusammenarbeit ergibt sich 
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schon aus der durch das Grundgesetz der Bundesinstanz eingeräumten 
Befugnis, die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern zu regeln. 

Zu § 5: 

Diese Bestimmung regelt die Rechtsstellung der in einem der 
Länder tätig werdenden Beamten des Bundeskriminalamtes. Sie will 
Schwierigkeiten beseitigen, die daraus entstehen können, daß in den 
Ländern Stellung und Befugnis der Hilfsbeamten der Staatsanwalt- 
schaft nicht einheitlich geregelt sind, nicht aber die zuständige Staats- 
anwaltschaft, die nach der Strafprozeßordnung Herrin des Ermitt- 
lungsverfahrens ist, in ihren Rechten beschränken. Vielmehr stellt 
das Bundeskriminalamt neben den örtlichen Kriminalbeamten die 
von ihm entsandten Beamten der zuständigen Staatsanwaltschaft 
für die erforderliche Aufklärungsarbeit zur Verfügung. Diese Be- 
amten müssen aber in allen Ländern der Bundesrepublik die 
Eigenschaft von Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft besitzen, denn 
sonst würden sie selbst bei Gefahr im Verzüge nicht einmal Beschlag- 
nahmen oder Durchsuchungen anordnen können (§§ 98, 105 StPO). 

Zu § 6: 

Die umfassende Unterrichtung des Bundeskriminalamtes wird in 
vielen Fällen nur durch Offenlegung aller vorhandenen Akten mög- 
lich sein. Ohne vollständige Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse 
ist die erforderliche Zusammenarbeit nicht durchzuführen. 

Für bestimmte Fälle müssen die Justizbehörden der Länder in den 
Kreis der zur Benachrichtigung des Bundeskriminalamtes verpflich- 
teten Behörden einbezogen werden. Bei Kenntnis der zum Zeitpunkt 
der Begehung eines Verbrechens in Haft befindlichen Verbrecher 
kann der Kreis der in Verdacht zu ziehenden Personen von vorn- 
herein eingeschränkt werden. 

Die Pflicht zur Benachrichtigung des Bundeskriminalamtes bezieht 
sich in allen Fällen nur auf Personen, deren Tätigkeit sich über das 
Gebiet eines Landes hinaus erstreckt oder voraussichtlich erstrecken 
wird. 

Zu § 7: 

Diese Zusammenfassung beim Bundeskriminalamt ist notwendig, 
weil sie der im Ausland bestehenden Organisation entspricht. 

Zu § 9: 

Das Reichskriminalpolizeigesetz vom 21. Juli 1922 ist zwar ver- 
kündet, aber niemals in Kraft getreten. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

des Deutschen Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Errichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamt). 


1. In § 2 ist die Ziffer 4 zu streichen. 

Begründung: 

Die Bestimmung der Ziffer 4 ist entbehrlich. 
§ 2 des Regierungsentwurfs enthält in den Zif- 
fern 1, 2 und 3 die Aufzählung der ordent- 
lichen Aufgaben des Bundeskriminalamts, § 4 des 
Regierungsentwurfs definiert den außerordent- 
lichen Aufgabenbereich des Amtes. Es ist deshalb 
systematisch ungenau, den Aufgabenbereich des 
§ 4 des Regierungsentwurfs durch Bezugnahme 
nochmals in den § 2 aufzunehmen. 

2. Der bisherige § 3 wird jetzt § 2, der bisherige § 2 wird jetzt § 3. 

Begründung: 

Es erscheint systematisch zutreffender, durch eine 
Umstellung der §§ 2 und 3 den bisherigen § 2 
und den § 4 unmittelbar aufeinander folgen zu 
lassen. § 2 definiert die ordentlichen, § 4 die außer- 
ordentlichen Aufgaben des Bundeskriminalamtes. 
Beide Bestimmungen gehören also ihrem Inhalt 
nach unmittelbar zusammen. Andererseits ent- 
hält der bisherige § 3 Bestimmungen über die 
Unterhaltung von Behörden, steht also inhaltlich 
dem § 1 Satz 1 nahe. 

3. § 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Bundeskriminalamt nimmt die polizeilichen Auf- 
gaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung in den Fällen 
des § 1 Satz 2 selbst wahr, wenn 

a) eine zuständige Landesbehörde darum ersucht oder 

b) der Bundesminister des Innern es anordnet, weil die 
Interessen des Bundes unmittelbar berührt werden 
und die öffentliche Sicherheit im besonderen Maße 
beeinträchtigt ist.“ 

Begründung: 

Der Vorschlag bezweckt, die Exekutivbefugnisse 
des Bundeskriminalamtes in schärferem Maße zu 
umgrenzen, als dies durch § 4 Absatz 2 der Re- 
gierungsvorlage erfolgt. Aus diesem Grund wird 
im einleitenden Satz des Absatzes auf § 1 Satz 2 
Bezug genommen, um damit — wenn auch nur 
deklaratorisch — zu verdeutlichen, daß auch die 
Bestimmung des § 4 Absatz 2 ebenso wie alle 
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anderen Bestimmungen des Gesetzes unter dem 
Obersatz des § 1 Satz 2 stehen. Weiterhin werden 
gegenüber dem bisherigen Buchstaben c des Re- 
gierungsentwurfes die Voraussetzungen der An- 
ordnungsbefugnis des Bundesministers des In- 
nern eingehender präzisiert. Neben dieser Be- 
stimmung, die jetzt Buchstabe b wird, besteht 
für die Beibehaltung der Bestimmung von Buch- 
stabe b des Regierungsentwurfs kein praktisches 
Bedürfnis. 

4. In § 5 Absatz 1 Satz 2 ist das Wort „tunlichst“ zu streichen. 

Begründung: 

Die Sollvorschrift des § 5 Absatz 1 Satz 2 soll un- 
beschränkt gelten. 

5. Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates. 

Begründung: 

§ 3 des Gesetzes verpflichtet die Länder für ihren 
Bereich zentrale Dienststellen der Kriminalpolizei 
(Landeskriminalämter) zu unterhalten. Da es sich 
bei dem Aufgabenbereich dieser Ämter zweifels- 
frei um Eigenverwaltungen der Länder handelt, 
liegt ein Anwendungsfall des Artikels 84 Absatz 1 
des Grundgesetzes vor, eine bundesgesetzliche Re- 
gelung kann daher nur mit Zustimmung des Bun- 
desrates erfolgen. 
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Anlage 3 


S tellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates. 


Gegen die Änderungsvorschläge 

zu den §§ 2, 3, 4 Absatz 2 erster Halbsatz (bis „wenn“) und 5 bestehen 
keine Bedenken. 

An der Fassung des § 4 Absatz 2 zu b und c des Regierungsentwurfs 
wird festgehalten, und zwar mit folgender Begründung: 

1. Die in § 4 Absatz 2 zu b vorgesehene Berechtigung des Bundes- 
kriminalamtes zur Übernahme polizeilicher Aufgaben auf dem Ge- 
biete der Strafverfolgung folgt aus der Verpflichtung des Bundes 
zur Zusammenarbeit mit den Ländern in der Kriminalpolizei (Ar- 
tikel 73 Ziffer 10 GG). 

2. Die Bundesregierung leitet die Berechtigung des Bundesmini- 
sters des Innern, notfalls eine Anordnung gemäß § 4 Absatz 2 geben 
zu können, aus Artikel 73 Ziffer 10 GG her, wonach dem Bund für 
die Verbrechensbekämpfung die ausschließliche Zuständigkeit für 
die Gesetzgebung in zwei Richtungen eingeräumt ist: nämlich 

1. über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in der 
Kriminalpolizei, 

2. über die Einrichtung eines Bundeskriminalamtes. 

Weiter stützt die Bundesregierung ihre Auffassung auf Artikel 87 
Absatz 1 Satz 2 GG, wonach das Bundeskriminalamt eine bundes- 
eigene Ausführungsbehörde ist, also wie jede zur bundeseigenen Ver- 
waltung gehörende Behörde Exekutiv rechte besitzt, und zwar an sich 
ohne jede Beschränkung. Da aber das Bundeskriminalamt verfas- 
sungsgemäß auf die Zusammenarbeit mit den Ländern angewiesen 
ist, findet seine Exekutivbefugnis hierin seine Grenze. Hierüber zu 
befinden ist nicht dem Bundeskriminalamt überlassen, sondern im 
Interesse der Länder dem Bundesminister des Innern Vorbehalten 
worden, der anders als bei Anordnung durch die Bundesoberbehörde 
gegebenenfalls dem Parlament gegenüber die Verantwortung für 
eine Anordnung zu tragen hat. Die Einschaltung des Bundesministers 
des Innern bietet hinreichend Gewähr dafür, daß das Bundeskrimi- 
nalamt nur in besonderen Ausnahmefällen eingreifen wird. Die dem- 
gegenüber vom Bundesrat empfohlene Fassung bedeutet eine Ein- 
schränkung, die den praktischen Bedürfnissen nicht gerecht wird. 

Der Annahme, das Gesetz bedürfe der Zustimmung des Bundes- 
rates, wird widersprochen. 

Die in § 3 des Gesetzes" ausgesprochene Verpflichtung der Länder, 
für ihren Bereich zentrale Dienststellen der Kriminalpolizei (Landes- 
kriminalämter) zu unterhalten, büdet keinen Anwendungsfall des 
Artikels 84 Absatz 1 GG. Die Einrichtung von Landeskriminalpoli- 
zeiämtern ist vielmehr die notwendige Voraussetzung, um die in 
Artikel 73 Ziffer 10 GG angeordnete Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in der Kriminalpolizei zu ermöglichen, und daher 
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nur eine notwendige Folge der genannten Bestimmung des Grund- 
gesetzes. Infolge dieser Sonderregelung greifen die üblichen Ver- 
fassungsvorschriften über das Verhältnis zwischen Bundes- und 
Länderbehörden im Bereiche der Kriminalpolizei nicht Platz. Ins- 
besondere ist Artikel 84 Absatz 1 GG nicht einschlägig. Artikel 84 GG 
ist nur für die Gesetze landeseigener Verwaltung anwendbar. Es 
handelt sich demnach hier nicht um ein Zustimmungsgesetz, sondern 
um ein einfaches Bundesgesetz. 
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